




Wie überregionale Stromkonzerne um die Verteilnetzebene kämpfen
Harter Gegenwind bei der Rekommunalisierung
Im Auftrag der Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen hat das Wuppertal Institut unter-
sucht, mit welchen Strategien sich die großen Stromkonzerne und ihre regionalen Tochterunterneh-
men gegen eine Rekommunalisierung der Stromnetze wehren.
Kurt Berlo / Oliver Wagner
Eine klimafreundliche und sichere Ener-
gieversorgung ist nur machbar, wenn die
örtlichen Potenziale für erneuerbare
Energien, mehr Endenergieeffizienz und
Kraft-Wärme-Kopplung konsequent er-
schlossen werden. Viele Städte und Ge-
meinden wollen hierzu ihren Beitrag leis-
ten, mit eigenen Stadtwerken und dem
Besitz der Stromnetze dem Primat der Po-
litik in der Energie- und Ressourcenfrage
wieder mehr Geltung verschaffen. Vie-
lerorts wird schon von einer „Renaissan-
ce des Staats“ gesprochen, weil die vor-
mals erhofften Segnungen einer Privati-
sierung ausblieben oder der bisherige
Grundversorger zu wenig für den loka-
len Klimaschutz getan hat. Immer mehr
Kommunen prüfen deshalb, die Strom-
und Gasversorgung wieder in die eigene
Hand zu nehmen.
Ein guter Zeitpunkt, um die Ener-
gieversorgung in Eigenregie sicherzustel-
len, ist mit dem Auslaufen von Konzes-
sionsverträgen verbunden. Bis 2015 en-
den bundesweit noch zahlreiche Konzes-
sionsverträge. Da gilt es, das vorhande-
ne Zeitfenster zu nutzen. Doch die Alt-
konzessionäre halten ein ganzes Bündel
verschiedener Strategien vor, um im Sin-




Die aktuelle rechtlich-politische Situati-
on ermöglicht es den bisherigen Ortsnetz-
betreibern, die Neuvergabe der Wegenut-
zungsrechte systematisch zu hintertreiben
und Rekommunalisierungsbestrebungen
zu verhindern. Die verfassungsrechtlich
garantierte Selbstverwaltung der Kom-
munen (Art. 28 II 1 GG), die ihnen aus-
drücklich die Wahlmöglichkeit gibt, die
örtliche Energieversorgung in eigene
Hände zu nehmen, wird durch das Vor-
gehen der Stromkonzerne unterlaufen.
Das Gutachten dokumentiert eine Fülle
von Einzelbeispielen. Es geht hier von der
„Landschaftspflege“ und Belohnungen
unkritischer Kommunen als Präventiv-
maßnahme über Verzögerungsstrategien
hinsichtlich der Herausgabe netzrelevan-
ter Daten bis hin zu gerichtlichen Ausei-
nandersetzungen und Klagen.
Die Rekommunalisierung des
Netzes bleibt die Ausnahme
Die etwa 60 Neugründungen von Stadt-
werken und über 100 Netzübernahmen
von 2007 bis zum Sommer 2012 dürfen
nicht darüber hinwegtäuschen, dass in
vielen Fällen die kommunalen Netzüber-
nahmen gescheitert sind. Denn insgesamt
machen die genannten Übernahmefälle
nur einen sehr geringen Anteil der über
3.000 in den letzten Jahren ausgelaufe-
nen Stromkonzessionsverträge aus.
Die nebenstehende Abbildung zeigt
die wichtigsten Strategien überregiona-
ler Stromkonzerne zur Besitzstands-
wahrung auf der Verteilnetzebene, von
denen ein Teil im Folgenden skizziert
wird:
Zu hoher Netzpreis: Ein deutlich zu ho-
her Netzpreis ist trotz der bisherigen No-
vellierungen des Energiewirtschaftsge-
setzes (EnWG) immer noch das stärkste
Argument der Altkonzessionäre, drohen-
de Rekommunalisierungen zu verhin-
dern. Denn in § 46 EnWG ist bislang
nicht klar geregelt, zu welchem Preis ein
Netz verkauft werden soll. Die Recht-




Urteil von 1999) sowie die Empfehlun-
gen von Bundeskartellamt und Bundes-
netzagentur in ihrem gemeinsamen Leit-
faden von 2010 sind inzwischen aber ein-
deutig: Es gilt nicht der Sachzeitwert,
sondern der oft weitaus niedrigere Er-
tragswert.
Die Fortzahlung von Konzessionsabga-
ben wird verweigert: Aufgrund entste-
hender Verzögerungen kann häufig bis
zum Auslaufen des Konzessionsvertrages
der Netzbetrieb nicht an den vorgesehe-
nen neuen Netzbetreiber übergeben wer-
den. Dann weigern sich nach Auslaufen
des Konzessionsvertrages die Altkonzes-
sionäre, die weiterhin über den Strom-
preis vereinnahmten Konzessionsabga-
ben an die Kommune auszuzahlen. Da-
mit werden die betroffenen Kommunen
finanziell erheblich unter Druck gesetzt,
da die Einnahmen aus Konzessionsab-
gaben für sie eine wichtige Einnahme-
quelle darstellen.
Die Daten werden nicht herausgege-
ben: Will eine Kommune (oder ein Wett-
bewerber) ein Netz kaufen, braucht sie
ausreichende und verlässliche Daten zum
Mengengerüst. Wichtige Fragen dabei
sind unter anderem: Wie groß ist das
Netz, in welchem Zustand befindet es
sich und wie ist die sog. Erlösobergrenze
definiert? Die Konzerne geben diese
netzrelevanten Daten oft nicht, nur teil-
weise oder sehr spät heraus. Dabei nutz-
ten sie in der Vergangenheit eine Rege-
lungslücke im § 46 EnWG. Hier wurde
bis 2011 leider keine Aussage darüber
getroffen, wann der Altkonzessionär die
netzrelevanten Daten zur Verfügung stel-
len muss.
Es wird mit Arbeitsplatzverlusten ge-
droht: Kommunen, die Filialen, Schalt-
zentralen, Werkstätten oder ähnliche Nie-
derlassungen des Altkonzessionärs in der
Kommune beherbergen, wird gedroht,
dass im Falle einer Rekommunalisierung
oder einer Vergabe des Konzessionsver-
trags an einen anderen Netzbetreiber die-
se Betriebsstelle geschlossen wird.
Landschaftspflege: Hierunter fallen
Strategien aus dem Bereich des Sponso-
rings (beispielsweise für Sportvereine)
sowie die Einbindung wichtiger kommu-
naler Mandatsträger in Beiräten. Beim
Sponsoring wird die Unterstützung an
einen Fortbestand der Konzession gebun-
den. Lukrative Vergütungen weniger Bei-




Bei einigen Strategien nutzen die Strom-
konzerne gezielt die Regelungslücken im
Energie- und Kartellrecht zu ihren Vor-
teilen aus. Dies führt, wie auch der Ver-
band Kommunaler Unternehmen (VKU)
reklamiert, zu einer unfairen Wettbe-
werbssituation. Peter Becker und Wolf
Templin, erfahrene Fachanwälte aus Ber-
lin, konstatierten: „Die wettbewerblichen
Behinderungen sind nicht auf Einzelfälle
beschränkt, sondern stellen ein bundes-
weites Phänomen dar“.1 So sei die Ver-
weigerung der Fortzahlung von Konzes-
sionsabgaben eine Praxis, die von den
Altkonzessionären „systematisch und im
großen Stil“ betrieben werde. Die Strom-
konzerne kennen die „Ausstrahlungs-
wirkung“ dieser Praktiken, die dazu füh-
re, dass viele netzübernahmewillige Städ-
te und Gemeinden und auch potenzielle
neue Netzbetreiber abgeschreckt würden.
Das heißt, eingeschüchterte Kommunen
entscheiden sich aus Furcht für eine Fort-
setzung mit dem Altkonzessionär und
potenzielle Wettbewerber scheuen das
Risiko, sich mit dem „Platzhirsch“ aus-
einandersetzen zu müssen.
Bei einer Verweigerung der Heraus-
gabe netzrelevanter Daten handelt es sich
nach Auffassung der Fachanwälte um ein
„missbräuchliches Verhalten“ im Sinne
des EnWG und des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen (GWB).2 Trotz-
dem sind diese Praktiken bei Vergabever-
fahren immer noch häufig anzutreffen.
Die Bundesnetzagentur kann hier gegen
den Altkonzessionär vorgehen. Die Neu-
konzessionäre haben einen Anspruch auf
Herausgabe der Daten.3
Das Wuppertal Institut formuliert in
der Kurzstudie problembezogene Emp-
fehlungen für die Kommunen und zeigt
den gesetzgeberischen Handlungsbedarf
auf. Schon kurz nach der Veröffentli-
chung haben das Wuppertal Institut zahl-
reiche Rückmeldungen und weitere In-
formationen erreicht. Betroffene Bürger-
meister, ein kommunalwirtschaftlicher
Regionalverband, Bundestagsabgeord-
nete und viele weitere Akteure bestätig-
ten: Die in der Studie aufgezeigten Stra-
tegien sind keine Ausnahmefälle.
Anmerkungen
1) Becker/Templin 2013, S. 10.
2) Verstöße gegen § 30 EnWG sowie §§ 19 und
20 GWB.
3) Becker/Templin 2013, S. 17.
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